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5. Gesetz: Wasserversorgungsgesetz 1960; Änderung. 

5. 
Gesetz vom 17. November 1982, mit dem das 
W asservcrsorgungsgesetz 1960 geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wasserversorgungsgesetz 1960, LGBI. fur 
Wien Nr. 10/1960, zuletzt geändert durch das Lan­
desgesetz LGBI. filr Wien Nr. 7/1977, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 6 hat samt Überschrift zu lauten: 

,,Arbeiten an stidtischen Wassen:ohrstrlingen auf 
Antrag von Interessenten 

§ 6. (l) Wird ein städtischer Wasserrohrstrang 
auf Antrag von Interessenten neu verlegt, umgelegt 
oder auf eine größere Nennweite ausgewechselt, so 
haben diese die gesamten Kosten hiefür zu tragen. 
Wird der Antrag von mehreren Personen als Inter­
essenten gestell~ so ist jeder von ihnen Gesamt~ 
schuldner der gesamten Kosten. Vor Beginn der 
,i\rbeiten ist eine Vorauszahlung in Höhe der vor­
aussichtlichen Kosten zu erlegen. Im Falle einer 
Neuverlegung ist ein nachweislich bezahlter Anlie~ 
gerbeitrag (§ 51 der Bauordnung für Wien) auf 
diese Vorauszahlung mit jenem Hundert.Satz anzu­
rechnen, der seinerzeit auf die Kosten der Verle­
gung des Wasserrohrstranges entfallen ist. Ein 
Rechtsanspruch auf die Verlegung, Umlegung oder 
Auswechslung eines Rohrstranges besteht nicht. 

(2) Bei einer Neuverlegung oder Verstärkung 
eines Wasserrohrstranges entfällt dle Verpflichtung 
zur Kostentragung gemäß Abs. 1} wenn es sich 
lediglich um die Versorgung mit Wasser zu Trink­
und Haushaltszwecken handelt - eine Verwen­
dung des Wassers zu anderen Zwec:ken in geringfU­
gigem Umfang ist da.bei unbeachtlich und 
gleichzeitig ein Wasserbezug aus dem herzustellen­
den Wasserrohrstrang gemäß § 17 angemeldet 
wird." 

2. Nach § 6 ist ,folgender § 6 a samt Überschrift 
einzufügen: 

,,Anschlußabgabe 

S 6 a. (l) Der Gemeinderat kann für die Herstel­
lung oder Verstärkung einer Abzwefg]eitung von 
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einem städtischen Wasserrohrstrang nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen die Entrichtung einer 
Abgabe vorschreiben. 

(2) Der Wasserabnehmer {§ 7 Abs. 1) hat aus 
Anlaß der Herstellung oder Verstärkung einer 
Abzweigleitung von einem städtischen Wasserrohr­
strang die Anschlußabgabe zu entrichten. 

(3) Für die Herstellung einer Abzweigleitung für 
Bauzwecke, die nach Abschluß der Bauarbeiten 
wieder entfernt wird, ist die Abgabe nicht zu ent­
richten. 

( 4) Die Anschlußabgabe wird bei einer neu her­
zustellenden Abzweigleitung durch Multiplikation 
der Kennzahl (Abs. 6) mit dem Einheitssatz 
(Abs. 7), bei der Verstärkung einer Abzweigleitung 
durch Multiplikation der Differenz der Kennzah­
len (Abs. 6) von alter und neuer Leiwng mit dem 
Einheitssatz (Abs. 7) errechnet. 

(5) Bei Verstärkung einer Abzweigleitung und 
gleichzeitiger Anzeige ober das Ende des Wasser~ 
bez.uges für eine oder mehrere Abzweigleitungen 
derselben Liegenschaft, wird die Anschlußabgabe 
durch Multiplikation des Einheitssatzes mit der 
Differenz zwischen der Kennzahl der verstärkten 
Abzweigleitungen und der Summe der aufgelasse­
nen Abzweigleitungen errechnet, wobei eine 
Anrechnung der Kennzahlen der aufgelassenen 
Abzweigleitungen höchstens bis zur Kennzahl der 
verstärkten Abzweigleitung erfolgt. 

(6) für die Ermittlung der Kennzahl ist der 
Innendurchmesser des erdverlegten Teiles der 
Abzweigleitung heranzuziehen, 

Die Kennzahlen lauten: 

Innend1m:;hmttKr m mm 

bis40 
ilber 40 bis 53 
ilber 53 bis 86 
über 86 bis 106 
über 106 

7 
17 
50 
78 

176 

(7) Der Einheltssatz ist vom Gemeinderat mit 
30 vH der durchschnittlichen Kosten für Erd- und 
Baumeisterarbeiten) Rohrmaterial} Rohrlegearbei­
ten, Austauschmaterial und definitive Straßenin­
Standsetzung für die HerstelJung eines Laufmeters 
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